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Stellungnahme des Bundes der Steuerzahler Hessen e.V. 

zum Gesetzentwurf der Fraktion der SPD für ein Gesetz zur 

Änderung des Hessischen Glücksspielgesetzes 

Drucksache 18/6893 

 

 

Nach § 8 Abs. 1 des Hessischen Glücksspielgesetzes werden bestimmte Anteile der 

Spieleinsätze der vom Land Hessen veranstalteten Zahlenlotterien, Zusatzlotterien und 

Sportwetten direkt an den Landessportbund Hessen (3,75%), die Liga der freien Wohl-

fahrtspflege (1%), den Hessischen Jugendring (0,4%), die Träger der außerschulischen 

Jugendbildung (1,5%) sowie den Ring politischer Jugend (0,15%) ausgeschüttet. Der 

Gesetzentwurf hat das Ziel, neben den bestehenden Betrags-Obergrenzen auch Un-

tergrenzen für die Zuwendungen einzufügen. Dadurch müssten bei nicht ausreichen-

dem Aufkommen der Wetteinsätze automatisch, also ohne Beteiligung des Landtags, 

originäre Haushaltsmittel für die oben genannten Destinatäre aufgewendet werden. Der 

Umfang der Landesmittel kann dabei, wie der Antrag explizit aufführt, nicht konkret be-

ziffert werden.  

 

Der Bund der Steuerzahler (BdSt) Hessen e.V. lehnt dieses Vorhaben ab. Es ist nicht 

nachzuvollziehen, warum gerade die oben aufgeführte begrenzte Anzahl von Zu-

schussempfängern eine gesetzlich abgesicherte Mindestförderung erhalten soll. Damit 

würden nur die bereits bestehenden Privilegien weiter ausgeweitet, die weitere Ab-

grenzung zu anderen Verbänden befördert und die Haushaltsautonomie des Landtags 

eingeschränkt. Die Überschüsse aus den vom Land Hessen veranstalteten Sportwetten 

und Lotterien sind reine Landesmittel und sollen nach § 8 Abs. 3 des Hessischen 

Glücksspielgesetzes zur Förderung kultureller, sozialer und sportlicher Zwecke ver-

wendet werden. Sollte die „Boden“-Lösung greifen, müsste also entweder die Netto-

neuverschuldung des Landes erhöht werden oder es stünden geringere Mittel für kultu-

relle, soziale und sportliche Zwecke (außerhalb der Förderung der im Gesetz ausdrück-
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lich genannten Destinatäre) zur Verfügung. Eine Erhöhung der Neuverschuldung ist für 

den BdSt Hessen auf keinen Fall hinnehmbar. Eine Kürzung der Mittel für andere kultu-

relle, soziale oder sportliche Zwecke wäre eine Frage der politischen Schwerpunktset-

zung, die vom Landtag vorzunehmen ist. 

 

In diesem Zusammenhang muss jedoch darauf hingewiesen werden, dass es die Auf-

gabe des Gesetzgebers sein sollte, bestehende Begünstigungen ab- und nicht weiter 

auszubauen. Die direkte Förderung einiger willkürlich ausgewählter Verbände über ei-

ne Beteiligung an Glücksspieleinsätzen stellt bereits eine Privilegierung gegenüber an-

deren Institutionen mit ähnlichen Aufgabengebieten dar. Die Zuschüsse für Institutio-

nen, die nicht durch eine Beteiligung an den Einsätzen bei LOTTO HESSEN, sondern 

über den Landeshaushalt gefördert werden, stehen Jahr für Jahr in den Haushaltsbera-

tungen zur Disposition. Die betroffenen Organisationen müssen stets befürchten, dass 

die Haushaltsansätze in Zeiten knapper Kassen oder durch neue politische Schwer-

punktsetzungen gekürzt oder ganz gestrichen werden. Zudem kann der Finanzminster 

diese Zuschüsse durch Erlass einer Haushaltssperre auch ohne Parlamentsbeschluss 

kürzen. Die Zahlungen an die Destinatäre sind im Vergleich dazu deutlich sicherer und 

kalkulierbarer. Natürlich kann auch das Hessische Glücksspielgesetz theoretisch geän-

dert werden. Doch dieses Verfahren ist deutlich langwieriger und schwieriger. Aus die-

sen Gründen ist eine Gesetzesänderung, die Einnahmeverluste für die Destinatäre be-

deuten würde, unwahrscheinlich. Nach Auffassung des BdSt Hessen wäre es ein wich-

tiger Beitrag zu mehr Transparenz, wenn die Förderung künftig wie bei ähnlichen Or-

ganisationen über den Landeshaushalt erfolgen würde.  

 

Verwiesen sei in diesem Zusammenhang auch auf die Bemerkungen 2010 des Hessi-

schen Rechnungshofs (Drucksache 18/3954). Dieser stellt in Kapitel 21 fest: „Alle Des-

tinatäre erhielten bisher die Mittel ohne Zweckbestimmung und ohne deren Verwen-

dung nachweisen zu müssen.“ Zwar gibt es seit dieser Überprüfung eines Teils der 

Fördermittel eine Vereinbarung zwischen dem Ministerium des Innern und für Sport 

und dem Landessportbund, die Regelungen über die zweckgebundene Verwendung 

der Mittel und deren Überprüfung enthält. Der Forderung des Landesrechnungshofs 

entsprechende Vereinbarungen auch mit den anderen Destinatären abzuschließen, 

wurde bisher noch nicht entsprochen. 
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Der Bund der Steuerzahler empfiehlt daher abschließend, keine weiteren Privilegien 

wie die angestrebte „Boden“-Lösung zu verankern, das bestehende Destinatär-System 

grundsätzlich zu überdenken und möglichst kurzfristig die Kontrolle über die Zuschüsse 

zu verbessern. 
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Innenausschuss des Hessischen Landtages 

Ausschusssekretariat 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Schriftliche Stellungnahme des EPN Hessen e.V. zum Gesetzentwurf der Fraktion der SPD für ein Gesetz zur 
Änderung des Hessischen Glücksspielgesetzes und zur finanziellen Absicherung des Ehrenamtes in 
gesellschaftlich herausgehobenen Aufgabenfeldern – Drucks. 18/6893 – 

 

 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Vorstand des Entwicklungspolitischen Netzwerks Hessen e.V. dankt Ihnen für die Gelegenheit zum 

Gesetzentwurf der SPD-Fraktion Stellung nehmen zu dürfen. 

Das EPN Hessen begrüßt den Vorstoß, durch Einführung und Festlegung einer Untergrenze für Zuwendungen nach 

§8 Abs. 1 HGlüG die Planungssicherheit der Destinatäre zu verbessern, ihre Arbeit so wirksam zu fördern und 

insbesondere die ehrenamtliche Beteiligung durch eine stabilere finanzielle Basis zu entlasten.  

Als Dachverband von 90 entwicklungspolitisch engagierter Initiativen in Hessen, erfahren wir in unserer täglichen 

Arbeit, welchen Herausforderungen sich insbesondere kleinere Vereine und Initiativen mit starker ehrenamtlicher 

Beteiligung gegenüber sehen.  

Zu den Herausforderungen unserer Mitgliedsorganisationen – aber auch des EPN Hessen selbst – zählt stets die 

Frage, ob geplante Vorhaben durchführbar und die damit unter Umständen verbundenen Personalstellen 

langfristig gesichert werden können. Die starke Angewiesenheit auf jährlich zu beantragende und zu bewilligende 

öffentliche Mittel bringt es mit sich, dass viele Initiativen in steter Ungewissheit arbeiten müssen. Ehren- und 

Hauptamtliche müssen vor diesem Hintergrund einen nennenswerten Teil ihrer Zeit auf die Beantragung neuer 

Mittel und die Haushaltsplanung für unterschiedlichste Bewilligungsszenarien verwenden. Dies macht das 

Ehrenamt zunehmend unattraktiv, weil immer weniger Ressourcen für die inhaltliche Arbeit verbleiben. Es wird 

zudem schwieriger, verbindliche Zusagen gegenüber Kooperationspartnern zu machen und längerfristige 

Vertragsverhältnisse einzugehen.  
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Der Gesetzentwurf ist aus unserer Sicht geeignet, zumindest mit Blick auf die Untergrenzen der zu erwartenden 

Mittel die Planungssicherheit der Destinatäre zu verbessern. 

Ob die im Gesetzesentwurf jeweils gewählten Unter- und Obergrenzen angemessen sind, können wir nicht 

beurteilen. Es ist offensichtlich, dass die Beträge mit gewisser Regelmäßigkeit veränderten Rahmenbedingungen 

angepasst werden müssen. Dies gilt aber auch für die bereits im Gesetz enthaltene Obergrenze der finanziellen 

Förderung.  

Abschließend möchten wir anmerken, dass sich uns die Zusammensetzung des Kreises der Destinatäre nicht 

erschließt. Wir bezweifeln nicht, dass diese fünf Organisationen hervorragende Arbeit in gesellschaftlich 

herausgehobenen Aufgabenfeldern leisten, möchten aber doch anregen, über die Zusammensetzung dieses 

Kreises nachzudenken. Die Förderung der entwicklungspolitischen Inlandsarbeit in Hessen wird durch die oben 

beschriebenen Herausforderungen erheblich belastet. Wir sind uns sicher, dass eine entsprechende Ausweitung 

des Kreises der Destinatäre der Erfüllung dieser wichtigen gesellschaftlichen Aufgabe sehr zuträglich wäre. 

Wir bitten daher darum, den Kreis der Destinatäre auszuweiten und auf diesem Weg die finanzielle Unterstützung 

des Landes Hessen für die vom EPN Hessen und seinen Mitgliedsorganisationen geleistete entwicklungspolitische 

Arbeit zu stärken und zu verstetigen. 

 

Mit freundlichen Grüßen, 

Matthias Lehnert, im Namen des Vorstandes des Entwicklungspolitischen Netzwerks Hessen e.V. 
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Arbeitsgemeinschaft der 

Sonstigen Träger nach § 36 HKJGB 

c/o Institut für Medienpädagogik und Kommunikation/ 
Landesfilmdienst Hessen e.V. 
Frankfurter Landstraße 160 – 166 
63303 Dreieich 
 

 
 
Hessischer Landtag 
Der Vorsitzende des Innenausschusses 
Schloßplatz 1-3 
 
65183 Wiesbaden 
 
 
 
 
 

                                                                             Dreieich, 23.04.2013 

Schriftliche Anhörung im Innenausschuss des Hessischen 

Landtags - Gesetzentwurf der Fraktion der SPD für ein Gesetz 

zu Änderung des Hessischen Glücksspielgesetzes und zur 

finanziellen Absicherung des Ehrenamtes in gesellschaftspoli-

tischer ausgehobenen Aufgabenfeldern  

Drucksache 18/6893 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die Gruppe der Sonstigen Träger nach dem HKJGB bekommt  aus 
Mitteln des Hessischen Glücksspielgesetzes einen Anteil von 10 % 
der jeweiligen Summe, die für die außerschulische Jugendbildung 
des Hessischen Jugendrings und der Jugendförderung der Hessi-
schen Landkreise und kreisfreien Städte zur Verfügung steht 
 
Die mit Mitteln des Hessischen Glücksspielgesetzes unterstützte 
Arbeit in unterschiedlichen Einrichtungen und Institutionen der au-
ßerschulischen Jugendbildung, der sozialen Arbeit, des Sport und 
der kulturellen Arbeit ist für das gesellschaftliche Leben in Hessen 
unbedingt notwendig und als ergänzendes Angebot der Jugendbil-
dung ein wichtiger Beitrag zur Stabilisierung der Demokratie. Dazu 
gehört insbesondere eine verlässliche Finanzausstattung, die es 
möglich macht, dass diese Arbeit kontinuierlich angeboten werden 
kann. Die wechselnden Einnahmesituationen, die sich aus der 
Praxis des Hessischen Glücksspielgesetzes ergeben, wirkt sich auf 
die Arbeit der Freien Träger sehr negativ aus. Es ist deshalb erfor-
derlich, dass mit der Festlegung einer Untergrenze eine finanzielle 
Verlässlichkeit geschaffen wird, die eine notwendige Planungssi-
cherheit herstellt. 
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Gestatten Sie uns zusätzlich den Hinweis, dass wir in der Gruppe der Sonstigen Träger seit 
Jahren keine finanziellen Erhöhungen erhalten haben. Personal- und Sachkosten steigen stetig 
und können im Rahmen der Bildungsaufgabe unserer Träger praktisch nur zu Lasten eines 
nicht mehr zur Verfügung stehenden Bildungsangebotes ausgeglichen werden. Es ist deshalb 
notwendig, dass gerade unsere Gruppe der Sonstigen Träger auch in Zukunft mit zusätzlichen 
Einnahmen rechnen kann, um die von ihr geleistete wichtige außerschulische Bildungsarbeit, 
weiterhin möglichst vielen jungen Menschen anbieten zu können.  
 
Deshalb sprechen wir uns eindeutig und mit Nachdruck für den vorgelegten Gesetzentwurf aus.  
 
Gerne sind wir bereit unsere Überlegungen und vor allen Dingen die Erfahrungen aus der Bil-
dungsarbeit auch mit den im Hessischen Landtag vertretenen Parteien zur diskutieren. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 

 
Peter Holnick 
Geschäftsführer 
Landesfilmdienst Hessen e.V. / Institut für Medienpädagogik und Kommunikation 
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 www.landessportbund-hessen.de 

Stellungnahme im Rahmen der schriftlichen Anhörung  
im Innenausschuss des Hessischen Landtages 
 
zum  
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD für ein Gesetz zur Änderung des Hessischen 
Glücksspielgesetzes und zur finanziellen Absicherung des Ehrenamtes in 
gesellschaftspolitisch herausgehobenen Aufgabenfeldern – Drucks. 18/6893 -  
 
 
Der Landessportbund Hessen begrüßt den vorliegenden Gesetzentwurf ausdrücklich, 
da er ein deutliches Signal darstellt, dem organisierten Sport Planungssicherheit zu 
geben und ihn durch Festschreibung einer Untergrenze zusätzlich finanziell absichern 
zu wollen. 
 
Darüber hinaus nimmt der Landessportbund nachfolgend Stellung: 
 
1. Die Abgeordneten des Hessischen Landtages haben mit ihrer Beschlussfassung 

1972 (und allen nachfolgenden) zur Finanzierung großer gesellschaftlicher 
Gruppen (Destinatäre) ihre Überzeugung zum Ausdruck gebracht, diesen zugleich 
mit der Übernahme gesellschaftlicher Mitverantwortung Selbstorganisation und 
Selbstverwaltung zu übertragen und dies mit einem Finanzierungssystem zu 
versehen, das einem gewissen Automatismus folgt und nicht jährlich neu 
beschlossen werden muss. Die prozentuale Anbindung an die Bruttoerträge der 
wöchentlichen Ergebnisse der Lotterien und Sportwetten hat sich über viele 
Jahrzehnte bewährt! 

 
2. Untrennbarer Teil dieser Überzeugung war auch, dass die gesellschaftlichen 

Großgruppen ihre Aufgaben und die z. T. in staatlichem Auftrag übernommenen 
Aufgaben selbständig und ohne staatlichen Verwaltungsaufwand besser und 
effektiver erledigen können als eine dafür erweiterte Landesverwaltung.  

 
3. Der 1997 eingeführte Deckel wurde in schwieriger Finanzsituation des Landes 

Hessen aus gesellschaftlicher Mitverantwortung vom Landessportbund Hessen 
mitgetragen – in der Annahme und Zusage, dass es sich dabei um eine 
vorübergehende, d. h. zeitlich befristete Maßnahme handelt. Diese Deckelung 
hält nunmehr mehr als fünfzehn Jahren an. Mit der Einführung des Deckels wurde 
zugleich die „Risikogemeinschaft der Destinatäre“ – Beteiligung an Mehr- und 
Mindereinnahmen aufgehoben.  

 
4. Dem Landessportbund Hessen ist in der Zeit seit Einführung des Deckels ein 

Einnahmedelta von mehr als 40 Mio. € entstanden. Die Deckelung bedeutet statt 
einer gesetzlichen Beteiligung in Höhe von 3,71% eine reale Ausschüttung von 
3,2 %.  
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Seit Bestehen des Deckels hat der Landessportbund Hessen zahlreiche zusätzliche 
Aufgaben übernommen, die über den Sportbetrieb weit hinausgehen. Hierzu sind 
nicht nur personelle sondern auch finanzielle Ressourcen bereitgestellt worden.  
Solche Aufgaben sind zum Beispiel: 
 
- Integrationsmaßnahmen mit dem Hess. Fußballverband im Bereich der 

Fortbildung von Vorständen und Trainern (Mediation), der Ausbildung im Hinblick 
interkultureller Kompetenz, Ansprache und Integration muslimischer Mädchen 
und Frauen, Gewinnung von Übungsleiterinnen aus dem Kulturkreis und 
entsprechende Sportangebote. 

 
- Schule und Sportverein – im Hinblick auf die Veränderung der Schullandschaft 

und im Sinne eines lokalen Bildungspartners. Über 500 Sportvereine kooperieren 
mit Ganztagsschulen oder im Ganztags-Betreuungsbereich. 

 
- Sport und Gesundheit – Aufbau von regionalen Netzwerken mit Ärzten,  

Kommunen, Kassen, Verbänden und Sportvereinen im Rahmen „geprüfter 
Gesundheitsangebote und –vereine“. 

 
- Sportstättenberatung im umfassenden und sehr umfangreichen Sinne in 

Ermangelung staatlicher oder kommunaler Beratungspotentiale für Vereine und 
Kommunen.  

 
- Zunehmend Beschäftigung von Projektpersonal durch Drittmittelfinanzierung. 
 
- Ausbau der Bildungsstätten, zuletzt am Edersee, sowie Beteiligung am Betrieb der 

„Kreissporthalle der Bildungsstätte Sensenstein“ - inkl. Folgekosten. Aufbau eines 
Qualifizierungszentrums Nordhessen in Kassel 

 
- Ausbau hauptamtlicher Unterstützung auf der Ebene der Sportkreise. 
 
 
In den letzten Jahren hat das Präsidium des Landessportbundes Hessen regelmäßig 
mit allen Fraktionen des Hessischen Landtags Gespräche zur jeweils aktuellen 
Situation des Sports in Hessen geführt. Ziel war dabei immer die Beratung der 
Problemstellungen und von Lösungsmöglichkeiten. 
 
In den Gesprächen mit den Fraktionen ist die Wertschätzung des Sports in der 
Gesellschaft, die Notwendigkeit einer ausreichenden gesetzlich geregelten 
Absicherung zur selbständigen und eigen- verantworteten Gestaltung immer wieder 
deutlich bekräftigt worden. 
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Zwischenzeitlich hat sich der Wandel von Gesellschaft und Sport so dramatisch 
beschleunigt, dass es nicht mehr um die Bewältigung zusätzlicher Aufgaben und 
Herausforderungen geht, sondern um  die Zukunftsfähigkeit und Existenzsicherung 
des organisierten Sports in Hessen. 
Stichworte dazu sind: 
- Reagieren und Agieren vor dem Hintergrund der demographischen Entwicklung, 

die sich ihrerseits wiederum mit hoher Dynamik verändert (Zuwachs in den 
Ballungsräumen, Ausbluten des ländlichen Raumes, Schließung von Schulen, 
Auflösung der Wertegesellschaft und der Familienstrukturen, …) 

 
- Sicherung des Mitgliederbestandes und Gewinnung neuer Mitglieder sowie der 

ehrenamtlichen Führungskräfte; letztere haben sich in den letzten fünf Jahren 
von ca. 200 000 auf 140 000 ehrenamtlich Engagierte im hessischen Sport 
reduziert! 

 
- Aufgreifen neuer Themenfelder – zusätzlich zum traditionellen Sportangebot, wie 

Seniorensport, Gesundheitssport, Familiensport, … 
 
- Etablierung der Sportvereine als Bildungspartner vor dem Hintergrund der  

Schulentwicklung hin zur Ganztagsschule etc. als unumgängliche existenzielle 
Zukunftssicherung; 
 

- Integration von Menschen mit Migrationshintergrund.  
 
Dabei würdigt  der Landessportbund Hessen die großen Leistungen der Hessischen 
Landesregierung und der Absicherungen und Initiativen der Mitglieder des Hessischen 
Landtages.  
 
Aber die Deckelung hat zu einer Abkopplung der Finanzausstattung sowohl von der 
allgemeinen Preisentwicklung wie auch von den gestiegenen Anforderungen an den 
organisierten Sport in Hessen geführt. 
Nunmehr ist der Zeitpunkt gekommen, an dem die Anstrengungen des organisierten 
Sports nicht mehr ausreichen.  
Deswegen wenden wir uns nun an die Mitglieder des Hessischen Landtages mit der 
Aufforderung: 
- den Sport in Hessen finanziell so auszustatten, dass er die aus seiner eigenen 

Verantwortung übernommenen und die ihm subsidiär übertragenen und 
zusätzlichen Aufgaben und Verpflichtungen erfüllen kann. Auch Spielraum für 
weitere Entwicklung muss gegeben sein. 
 

- Dieses kann nur geschehen, wenn die ihm zufließenden Erträge aus dem 
Hessischen Glücksspielgesetz sich in der Höhe von 21,1 Mio. € bewegen. Die 
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Entwicklung der Finanzausstattung sollte mindestens an die allgemeine 
Preissteigerung gekoppelt sein. 
 

- Zur Planungssicherheit benötigt der Sport in Hessen eine feste Einnahmegröße 
aus dem Hessischen Glücksspielgesetz.  
 

- dass bei der Umsetzung des neuen Staatsvertrages die bereits im Juni 
vergangenen Jahres durch die MPK zugesagte „angemessene Beteiligung“ der 
Landessportbünde aus den Konzessionserträgen der Privaten Wettanbieter 
gesetzlich gesichert wird. 
 

- dass die Landesregierung und die Mitglieder des Landtages sowie die 
Genehmigungsbehörden für die kommunalen Haushalte bei ihren Entscheidungen 
zur Schuldenbremse und zum kommunalen Rettungsschirm negative Folgen für die 
kommunale Sportförderung und die Sportvereine ausschließen. 

 
 
 
 
Frankfurt am Main, 26. April 2013 
 
Landessportbund Hessen e. V. 
Ralf Koch 
Hauptgeschäftsführer 
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Stellungnahme 
 

 

Schriftliche Anhörung im Innenausschuss des Hessischen Landtags 
zum Gesetzentwurf der SPD Fraktion für ein Gesetz zur Änderung des 
Hessischen Glücksspielgesetzes und zur finanziellen Absicherung 
des Ehrenamtes in gesellschaftspolitisch herausgehobenen Aufga-
benfeldern Drs. 18/6893 
Ihr Schreiben vom 25.02.2013 
 

 

 
Wir danken für die Möglichkeit zum oben genannten Gesetzentwurf (Drucksache 
18/6893) schriftlich Stellung nehmen zu können. Unsere Position zu dem Gesetz-
entwurf begründen wir mit der Stellungnahme wie folgt: 
 
 
1. Sachstand: 
 

Nach dem geltenden Hessischen Glücksspielgesetz erhält die Liga der Freien 
Wohlfahrtspflege in Hessen e.V. insgesamt 1% des Umsatzes von den Toto/Lotto- 
und Lotterieerträgen in Hessen. Die Idee der Beteiligung an den Toto/Lotto- und 
Lotterieerträgen zugunsten der „Destinatäre“ erfolgte als Alternative zu einer Lan-
desförderung.  
Mit dieser Bereitstellung der Finanzmittel fördern die Liga-Mitgliedsverbände (Cari-
tas, Diakonie, Arbeiterwohlfahrt, Deutsches Rotes Kreuz, Landesverband der Jüdi-
schen Gemeinden und DER PARITÄTISCHE HESSEN) einen großen Teil ihrer 
verbandlichen Aufgaben für das Gemeinwohl, aber auch Einzelprojekte.  
Bei den Wohlfahrtsverbänden in Hessen arbeiten über 150.000 hauptamtliche Be-
schäftigte und über 52.000 ehrenamtliche Mitarbeiter. Mit rund 5000 Einrichtungen 
und Diensten sind die Mitgliedsverbände ein bedeutender Faktor für die Menschen, 
für eine soziale Infrastruktur, für ein aktives Gemeinwesen und für die Wirtschaft in 
Hessen.  
 

Diese Zuwendungen aus den jährlichen Lottoumsätzen sind für die Liga Hessen seit 
Jahren gedeckelt, gelockert durch eine einmalige 3%ige Erhöhung im Jahr 2002 
und eine prozentual unterschiedliche Anhebung in 2009. Diese letzte Anhebung 
brachte für die Destinatäre unterschiedliche Steigerungen, für die Liga Hessen eine 
Steigerung von 200.000 Euro.  
Die Deckelung wurde im Jahr 1997 aus gesellschaftlicher Mitverantwortung von 
allen Destinatären mitgetragen. Die Zusage zur damaligen Deckelung war von der 
gemeinsamen Übereinstimmung getragen, dass sie vorübergehend und somit zeit-
lich befristet sei. Jedoch besteht diese Befristung nunmehr bereits seit 16 Jahren. 
 
 
 
 

16



 
 

Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen e. V. 
 
 
 
Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen e.V.  Luisenstraße 26  65185 Wiesbaden 

 

 

2 

 

Liga der 
Freien Wohlfahrtspflege 

in Hessen e. V. 
 

Luisenstraße 26 
65185 Wiesbaden 

 

Fon: 0611/30814-34 
Fax: 0611/30814-74 

 

info@liga-hessen.de 
www.liga-hessen.de 

 
 

 
2. Problemaufriss: 
 

Betrachtet man nun den Erfolg der letzten Anhebung der Deckelung aus dem Jahr 
2009, so muss man für die Liga Hessen feststellen, dass die Deckelanhebung kei-
nesfalls eine Besserstellung und auch keine Stabilisierung der Einnahmensituation 
gebracht hat. Die mögliche maximale Summe von 5.299.000,00 Euro wurde nur im 
Jahr 2009 erreicht. Aufgrund der rückläufigen Entwicklung der Lottoeinnahmen 
mussten die Verbände der Liga nach 2009 sogar zum Teil deutlich weniger Zuwen-
dungen verkraften.  
Besonders drastisch war der Rückgang der Zuwendungen in 2012, in diesem Jahr 
erhielten die Verbände über 200.000,00 Euro weniger als in 2011 und blieben ins-
gesamt mit über 500.000,00 Euro unter dem gedeckelten Betrag. Auch der in 2012 
eingeführte Eurojackpot brachte für Lotto Hessen nicht die erwarteten Einnahme-
verbesserungen. 
 
Graphik Lottomittel 2008-2012 
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Gleichzeitig steigen die Anforderungen an die soziale Arbeit der Freien Wohlfahrts-
pflege ständig. Neue soziale Problemlagen erfordern kontinuierlich neue Konzepte 
und Angebote, um erfolgreich auf die Anforderungen der sozialen Arbeit reagieren 
zu können und präventiv zu arbeiten. Auch die Qualität der Angebote wird kontinu-
ierlich gesteigert, die Strukturen werden modernisiert und es wird in die Qualifizie-
rung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter investiert.  
 
Selbstverständlich begrüßen die Wohlfahrtsverbände grundsätzlich die Deckelan-
hebung, jedoch zeigt die rückläufige Entwicklung der Lottoeinnahmen, dass es auch 
einer Begrenzung des Risikos „nach unten“ bedarf, um die wichtige gesellschaftli-
che und soziale Arbeit der Wohlfahrtsverbände auf einen verlässlichen und damit 
planbaren Sockel zu stellen. Die Arbeit der Wohlfahrtsverbände muss finanziell so 
ausgestattet werden, dass die subsidiär übertragenen und zusätzlichen Aufga-
ben und Verpflichtungen erfüllt werden können. 
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3. Forderungen und Lösungsvorschlag: 
 

 
1. Die Liga Hessen begrüßt grundsätzlich die Förderung der Destinatäre über 

die Beteiligung an den Lottoeinnahmen. Dies entspricht dem Subsidiaritäts-
prinzip.  

 
2. Aufgrund der rückläufigen Lottoeinnahmen fordert die Liga eine Begrenzung 

des „Einnahmenrisikos nach unten“. Dies könnte dadurch erreicht werden, 
dass ein Mindestbetrag der Mittelzuweisung definiert wird. Nach Auffassung 
der Liga sollte der Betrag mindestens der Mittelzuweisung aus dem Jahr 
2011 entsprechen. Mit diesem Betrag wird ein Grundstock der sozialen Ar-
beit gesichert. Hiermit sind noch keine Kostensteigerungen und zukünftige 
Investitionen abgebildet. Perspektivisch hält die Liga diesen Betrag aber 
nicht für ausreichend und schlägt vor, die Diskussion über den Mindestbe-
trag der Mittelzuweisung nochmals parteiübergreifend zu diskutieren. Es wä-
re wünschenswert, die Diskussion auf die Zeit nach der Landtagswahl zu 
verschieben. Ziel dieser Diskussion sollte ein Gesetz sein, dass für die 
Wohlfahrtsverbände mindestens auf dem Niveau aus dem Jahr 2011 mehr 
Planungssicherheit schafft. Für diese Forderung, die seit mehr als zwei Jah-
ren erhoben wird, erwartet die Liga von allen Landtagsfraktionen Unterstüt-
zung. 
 

3. Zudem hält auch die Liga eine Beteiligung der Destinatäre an den Einnah-
men aus den Konzessionserträgen der privaten Wettanbieter für notwendig. 
Auch die Einnahmen aus diesem Glücksspielbereich sollten der Förderung 
der sozialen- und gesellschaftsrelevanten Arbeit der Destinatäre zufließen.  
 

4. Die Liga Hessen fordert die Landesregierung auf, an der Gleichbehandlung 
der Destinatäre festzuhalten. Alle Destinatäre sind wichtige Akteure bei der 
Ausgestaltung einer gemeinwohlorientierten Gesellschaft. 

 

 
Abschließend möchten wir betonen, dass wir die Initiative der SPD Fraktion sehr 
begrüßen, sich für eine Begrenzung des „Einnahmenrisikos nach unten“ einzuset-
zen.  
 
Wir hoffen, dass die hessischen Landtagsfraktionen sich - im Interesse der Finanzi-
ellen Absicherung des Ehrenamtes in allen gesellschaftspolitisch herausgehobenen 
Aufgabenfeldern - auf ein gemeinsames Gesetz verständigen.  
 
 
 
Wiesbaden, den 23.04.2013 
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Ring Politischer Jugend Hessen 

c/o Junge Union Hessen 

Frankfurter Str. 6 

65189 Wiesbaden 

 

 

 

 

 

 24. April 2013 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

für die Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme zum Gesetzentwurf Drs. 18/6893 danken wir 

Ihnen. Der Ring Politischer Jugend vertritt als Zusammenschluss der parteipolitischen 

Jugendverbänden in Hessen die Interessen der Jugendorganisationen der demokratischen 

Parteien, die sich im Ring politischer Jugend zusammengeschlossen haben. Ihre Hauptaufgabe 

besteht in der Bildung von jungen Menschen zu freien Staatsbürgern sowie die heranwachsenden 

jungen Menschen staatspolitisch zu interessieren und politisch zu bilden. Diese Aufgabe ist ohne 

die Zuwendung ausreichender Finanzmittel nicht zu gewährleisten.  

Die Hessische Landesregierung hat bisher die gesetzlichen Grundlagen zur Sicherstellung der 

finanziellen Mittel für den Ring Politischer Jugend gewährleistet. Die in der Vergangenheit 

gesunkenen Einnahmen aus Lottomitteln lassen jedoch befürchten, dass aufgrund sich 

verringernder Lottoeinnahmen auch die Zuwendungen für den Ring Politischer Jugend unter den 

bisherigen Förderhöchstbetrag sinken. Daher ist es aus unserer Sicht unverzichtbar, 

sicherzustellen, dass auch künftig eine ausreichende Finanzierung gewährleistet ist. Dies ist 

insbesondere erforderlich, um Planungssicherheit bei der Durchführung von Projekten und der 

Beschäftigung der Mitarbeiter zu erhalten. 

Wir gehen davon aus, dass der Hessische Gesetzgeber gewährleistet, dass auch in Zukunft die 

Finanzierung sichergestellt wird. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Andreas Hofmeister 

Vorsitzender 

Hessischer Landtag 

Ausschusssekretariat Innenausschuss 

Postfach 3240 

63022 Wiesbaden 
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Dr. Kambiz Ghawami 24.04.13 
World University Service (WUS) 
 
 
Sehr geehrte Frau Thaumüller, 
 
bezugnehmend auf Ihr Schreiben vom 25.2.2013 und das Schreiben vom 12.4.2013 
darf ich für den World University Service (WUS) wie folgt zum Gesetzentwurf der 
Fraktion der SPD für ein Gesetz zur Änderung des Hessischen Glückspielgesetzes 
und zur finanziellen Absicherung des Ehrenamtes in gesellschaftspolitisch herausge-
hobenen Aufgabenfeldern – Drucks. 18/6893 Stellung nehmen: 
 
Wir begrüßen den Gesetzesentwurf, da er eine Untergrenze für die Förderung er-
möglicht. Wir regen jedoch an, zusätzlich die bisherige Zweckbestimmung  im § 8 
Abs. 3 „zur Förderung kultureller, sozialer und sportlicher Zwecke“ um den Bereich 
der „Entwicklungszusammenarbeit“ zu erweitern, um eine zusätzliche finanzielle 
Grundlage für die Entwicklungspolitische Zusammenarbeit mit Partnern in Entwick-
lungsländern zu haben. 
 
Die entsprechende Neufassung des § 8 Abs. 3 des Hessischen Glückspielgesetzes 
(HGlüG) könnte lauten: 
 
(3) Die Überschüsse aus den vom Land Hessen veranstalteten Sportwetten und Lot-
terien sind an das Land Hessen abzuführen, das sie zur Förderung entwicklungspo-
litischer, kultureller, sozialer und sportlicher Zwecke verwenden soll. 
 
Dies auch vor dem Hintergrund, des gewachsenen Engagement von Nichtregie-
rungsorganisationen in Hessen und des Bürgerschaftlichen Engagements zugunsten 
der „EINEN WELT“.  
 
Im Vergleich zu anderen Bundesländern, z.B. Bayern, Baden-Württemberg oder 
Nordrhein-Westfalen rangiert das Land Hessen mit seinen Mitteln für Entwicklungs-
politische Aufgaben im unteren Drittel des Ländervergleiches (Hessen 300 TEUR im 
Vergleich zu Baden-Württemberg mit 1.335 Mio. EUR bzw. Nordrhein-Westfalen mit 
5.421 Mio.EUR im Jahre 2013)  
 
Durch die vorgeschlagene Ergänzung im § 8 Abs. 3 wird der finanzielle Rahmen des 
Landes zugunsten der Entwicklungspolitik erweitert. Wir dürfen auch darauf hinwei-
sen, dass in den Bundesländern Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Nie-
dersachsen, Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein bereits seit 
Jahren es eine regelmäßige Ausschüttung aus der Bingo-Lotterie zugunsten Entwick-
lungspolitischer Projekte gibt. 
 
Gerne darf ich Ihnen auch bestätigen, dass ich an der Anhörung am 8.5.2013 teil-
nehmen werde. 
 
Dr. Kambiz Ghawami 
World University Service (WUS) 
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